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I. Allgemeine Bestimmungen  
 

1. Für den Umfang der Lieferungen oder Leistungen (im 
Folgenden: Lieferungen) sind die beiderseitigen 
schriftlichen Erklärungen maßgebend. Allgemeine 
Geschäftsbedingungen des Bestellers gelten jedoch nur 
insoweit, als der Lieferer oder Leistende (im Folgenden: 
Lieferer) ihnen ausdrücklich schriftlich zugestimmt hat. 
 
2. An Kostenvoranschlägen, Zeichnungen und anderen 
Unterlagen (im Folgenden: Unterlagen) behält sich der 
Lieferer seine eigentums- und urheberrechtlichen 
Verwertungsrechte uneingeschränkt vor. Die Unterlagen 
dürfen nur nach vorheriger Zustimmung des Lieferers 
Dritten zugänglich gemacht werden und sind, wenn der 
Auftrag dem Lieferer nicht erteilt wird, diesem auf Verlangen 
unverzüglich zurückzugeben. Die Sätze 1 und 2 gelten 
entsprechend für Unterlagen des Bestellers; diese dürfen 
jedoch solchen Dritten zugänglich gemacht werden, denen 
der Lieferer zulässigerweise Lieferungen übertragen hat.  
 
3. An Standardsoftware hat der Besteller das nicht 
ausschließliche Recht zur Nutzung mit den vereinbarten  
Leistungsmerkmalen in unveränderter Form auf den 
vereinbarten Geräten. Der Besteller darf ohne 
ausdrückliche Vereinbarung zwei Sicherungskopien 
erstellen.  
 
4. Teillieferungen sind zulässig, soweit sie dem Besteller 
zumutbar sind.  
 
5. Pläne und Unterlagen  
 
5.1 Pläne und technische Unterlagen, die dem Käufer vor 
oder nach Vertragsschluss ausgehändigt werden und zur 
Herstellung des Liefergegenstands oder einzelner Teile 
benutzt werden können, bleiben ausschließliches Eigentum 
des Verkäufers. Ohne dessen Zustimmung darf der Käufer 
sie nicht benutzen, kopieren, vervielfältigen oder Dritten 
aushändigen oder bekanntgeben. Sie werden Eigentum 
des Käufers,  
 
a. wenn eine ausdrückliche Vertragsbestimmung dies 
vorsieht; oder 
 
b. wenn sie auf einem vor dem Liefervertrag 
geschlossenen, selbständigen Vertrag beruhen, der die 
Anfertigung eines Entwurfs zum Gegenstand hat und der 
keinen Eigentumsvorbehalt zugunsten des Verkäufers 
enthält.  
 
5.2 Auf Verlangen des Käufers stellt ihm der Verkäufer bei 
Beginn der Gewährleistungsfrist kostenlos Anleitungen und 
Zeichnungen - ausgenommen Werkstattzeichnungen - zur 
Verfügung, die genügend Einzelangaben enthalten, um 
dem Käufer die Aufstellung, Inbetriebnahme und Benutzung 
des Liefergegenstandes sowie die Instandhaltung aller 
Teile (einschließlich laufender Reparaturen) zu 
ermöglichen. Diese Anleitungen und Zeichnungen werden 
Eigentum des Käufers; die in Nr. 1 dieses Artikels 
gemachten Einschränkungen bezüglich ihrer Nutzung 
gelten nicht, jedoch kann der Verkäufer ihre vertrauliche 
Behandlung vorschreiben.  
 
II. Preise und Zahlungsbedingungen  
 
1. Die Preise verstehen sich ab Werk ausschließlich 
Verpackung zuzüglich der jeweils geltenden gesetzlichen 
Umsatzsteuer.  
 

2. Sind im Vertrag ausdrücklich Verpackungskosten 
ausgewiesen, schließen diese die notwendige Verpackung 
oder den notwendigen Schutz ein, um unter normalen 
Transportbedingungen Beschädigungen des 
Liefergegenstands auf dem Weg zu dem im Vertrag 
festgelegten Bestimmungsort zu vermeiden.  
 
3. Hat der Lieferer die Aufstellung oder Montage oder 
Überwachung derselben übernommen und ist nicht etwas 
anderes vereinbart, so trägt der Besteller neben der 
vereinbarten Vergütung alle erforderlichen Nebenkosten, 
Kosten für den Transport des Handwerkzeugs und des 
persönlichen Gepäcks sowie Auslösungen.  
 
4. Zahlungen sind frei Zahlstelle des Lieferers zu leisten.  
 
5. Der Besteller kann nur mit solchen Forderungen 
aufrechnen, die unbestritten oder rechtskräftig festgestellt 
sind.  
 
6. Ist der Käufer mit seinen Zahlungen im Rückstand, so 
kann der Verkäufer die Erfüllung seiner eigenen 
Verpflichtungen bis zur Bewirkung der rückständigen 
Zahlungen aufschieben, es sei denn, der 
Zahlungsrückstand beruht auf einer Handlung oder 
Unterlassung des Verkäufers. Ist der Käufer mit seinen 
Zahlungen infolge eines in Artikel XIV vorgesehenen 
Umstands im Rückstand, so kann der Verkäufer keine 
Verzugszinsen verlangen. In allen übrigen Fällen kann der 
Verkäufer für rückständige Zahlungen des Käufers von 
diesem auf Grund einer an ihn in angemessener Frist 
gerichteten schriftlichen Mitteilung Verzugszinsen 
verlangen. Zahlt der Käufer die geschuldete Summe nicht 
innerhalb einer Frist von drei (3) Monaten, so kann sich der 
Verkäufer durch einfache schriftliche Mitteilung (ohne 
gerichtliche Mitwirkung) vom Vertrag lossagen und 
Schadensersatz verlangen.  
 
III. Eigentumsvorbehalt  
 
1. Die Gegenstände der Lieferungen (Vorbehaltsware) 
bleiben Eigentum des Lieferers bis zur Erfüllung sämtlicher 
ihm gegen den Besteller aus der Geschäftsverbindung 
zustehenden Ansprüche. Soweit der Wert aller 
Sicherungsrechte, die dem Lieferer zustehen, die Höhe 
aller gesicherten Ansprüche um mehr als 20 % übersteigt, 
wird der Lieferer auf Wunsch des Bestellers einen 
entsprechenden Teil der Sicherungsrechte freigeben.  
 
2. Während des Bestehens des Eigentumsvorbehalts ist 
dem Besteller eine Verpfändung oder 
Sicherungsübereignung untersagt und die 
Weiterveräußerung nur Wiederverkäufern im gewöhnlichen 
Geschäftsgang und nur unter der Bedingung gestattet, dass 
der Wiederverkäufer von seinem Kunden Bezahlung erhält 
oder den Vorbehalt macht, dass das Eigentum auf den 
Kunden erst übergeht, wenn dieser seine 
Zahlungsverpflichtungen erfüllt hat.  
 
3. Bei Pfändungen, Beschlagnahmen oder sonstigen 
Verfügungen oder Eingriffen Dritter hat der Besteller den 
Lieferer unverzüglich zu benachrichtigen.  
 
4. Bei schuldhaftem Verstoß des Bestellers gegen 
wesentliche Vertragspflichten, insbesondere bei 
Zahlungsverzug, ist der Lieferer nach Mahnung zur 
Rücknahme berechtigt; der Besteller ist zur Herausgabe 
verpflichtet. In der Rücknahme bzw. der Geltendmachung 
des Eigentumsvorbehaltes oder der Pfändung der 
Vorbehaltsware durch den Lieferer liegt kein Rücktritt vom 
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Vertrag, es sei denn, der Lieferer hätte dies ausdrücklich 
erklärt.  
 
IV. Fristen für Lieferung und Verzug  
 
1. Die Einhaltung von vereinbarten Fristen für Lieferungen 
setzt den rechtzeitigen Eingang sämtlicher vom Besteller zu 
liefernden Unterlagen, erforderlichen Genehmigungen und 
Freigaben, insbesondere von Plänen, sowie die Einhaltung 
der vereinbarten Zahlungsbedingungen und sonstigen 
Verpflichtungen durch den Besteller voraus. Werden diese 
Voraussetzungen nicht rechtzeitig erfüllt, so verlängern sich 
die Fristen angemessen; dies gilt nicht, wenn der Lieferer 
die Verzögerung zu vertreten hat.  
 
2. Kommt der Lieferer in Verzug, kann der Besteller - sofern 
er glaubhaft macht, dass ihm hieraus ein Schaden 
entstanden ist - eine Entschädigung für jede vollendete 
Woche des Verzuges von je 0,5% insgesamt jedoch 
höchstens 5 % des Preises für den Teil der Lieferungen 
verlangen, der wegen des Verzuges nicht in 
zweckdienlichen Betrieb genommen werden konnte.  
 
3. Entschädigungsansprüche des Bestellers, die über die in 
Nr.2 genannten Grenzen hinausgehen, sind in allen Fällen 
verspäteter Lieferung, auch nach Ablauf einer dem Lieferer 
etwa gesetzten Nachfrist, ausgeschlossen. Dies gilt nicht, 
soweit in Fällen des Vorsatzes oder der groben 
Fahrlässigkeit zwingend gehaftet wird; eine Änderung der 
Beweislast zum Nachteil des Bestellers ist hiermit nicht 
verbunden. Das Recht des Bestellers zum Rücktritt nach 
fruchtlosem Ablauf einer dem Lieferer gesetzten Nachfrist 
bleibt unberührt.  
 
4. Werden Versand oder Zustellung auf Wunsch des 
Bestellers um mehr als einen Monat nach Anzeige der 
Versandbereitschaft verzögert, kann dem Besteller für 
jeden angefangenen Monat Lagergeld in Höhe von 0,5 % 
des Preises der Gegenstände der Lieferungen, höchstens 
jedoch insgesamt 5% berechnet werden. Der Nachweis 
höherer oder niedrigerer Lagerkosten bleibt den 
Vertragsparteien unbenommen.  
 
5. Nimmt der Käufer die Lieferung nicht im vertraglich 
vereinbarten Zeitpunkt ab, so hat er trotzdem die von der 
Lieferung abhängigen Zahlungen zu leisten, als ob die 
Lieferung erfolgt wäre. Der Verkäufer hat für die 
Einlagerung des Liefergegenstands auf Kosten und Gefahr 
des Käufers zu sorgen. Auf Verlangen des Käufers muss er 
auf dessen Kosten den Liefergegenstand versichern. 
Beruht jedoch die Verzögerung der Abnahme der Lieferung 
auf einem in Artikel XIV vorgesehenen Umstand und kann 
der Verkäufer den Liefergegenstand ohne Beeinträchtigung 
des Betriebs bei sich aufbewahren, so werden die Kosten 
der Einlagerung dem Käufer nicht in Rechnung gestellt. 
Beruht die Verzögerung der Abnahme nicht auf einem in 
Artikel XIV vorgesehenen Umstand, so kann der Verkäufer 
den Käufer schriftlich zur Abnahme der Lieferung innerhalb 
einer angemessenen Frist auffordern. Kommt der Käufer 
aus irgendeinem Grund dieser Aufforderung nicht nach, so 
kann sich der Verkäufer hinsichtlich des nicht 
abgenommenen Teiles des Liefergegenstands durch 
einfache schriftliche Mitteilung (ohne gerichtliche 
Mitwirkung) vom Vertrag lossagen und sodann vom Käufer 
Ersatz für den durch die Nichterfüllung erlittenen Schaden 
verlangen. Der Schadensersatz beschränkt sich auf den 
Wert, der sich aus dem Vertrag für den betreffenden Teil 
des Liefergegenstandes ergibt.  
 
V. Gefahrübergang  
 
1. Der Zeitpunkt des Gefahrübergangs bestimmt sich 
vorbehaltlich Artikel IV Nr. 5 nach den internationalen 
Regeln für die Auslegung von Handelsklauseln der 
Internationalen Handelskammer (Incoterms) in der am Tage 

des Vertragsschlusses geltenden Fassung. Bestimmt der 
Vertrag nichts über die Art des Verkaufs, so gilt der 
Liefergegenstand als "ab Werk" verkauft.  
 
2. Bei Verkauf "ab Werk" muss der Verkäufer dem Käufer 
schriftlich den Zeitpunkt mitteilen, in dem die Lieferung 
abzunehmen ist. Diese Mitteilung muss so rechtzeitig 
erfolgen, dass der Käufer die üblicherweise notwendigen 
Maßnahmen treffen kann. 
 
VI. Aufstellung und Montage  
 
Für die Aufstellung und Montage gelten, soweit nichts 
Anderes schriftlich vereinbart ist, folgende Bestimmungen:  
 
1. Der Besteller hat auf seine Kosten zu übernehmen und 
rechtzeitig zu stellen:  
 
a) alle Erd-, Bau- und sonstigen branchenfremden 
Nebenarbeiten einschließlich der dazu benötigten Fach- 
und Hilfskräfte, Baustoffe und Werkzeuge,  
 
b) die zur Montage und Inbetriebsetzung erforderlichen 
Bedarfsgegenstände und -stoffe, wie Gerüste, Hebezeuge 
und andere Vorrichtungen, Brennstoffe und Schmiermittel,  
 
c) Energie und Wasser an der Verwendungsstelle 
einschließlich der Anschlüsse, Heizung und Beleuchtung,  
 
d) bei der Montagestelle für die Aufbewahrung der 
Maschinenteile, Apparaturen, Materialien, Werkzeuge usw. 
genügend große, geeignete, trockene und verschließbare 
Räume und für das Montagepersonal angemessene 
Arbeits- und Aufenthaltsräume einschließlich den 
Umständen angemessener sanitärer Anlagen; im Übrigen 
hat der Besteller zum Schutz des Besitzes des Lieferers und 
des Montagepersonals auf der Baustelle die Maßnahmen 
zu treffen, die er zum Schutz des eigenen Besitzes ergreifen 
würde,  
 
e) Schutzkleidung und Schutzvorrichtungen, die infolge 
besonderer Umstände der Montagestelle erforderlich sind.  
 
2. Vor Beginn der Montagearbeiten hat der Besteller die 
nötigen Angaben über die Lage verdeckt geführter Strom-, 
Gas-, Wasserleitungen oder ähnlicher Anlagen sowie die 
erforderlichen statischen Angaben unaufgefordert zur 
Verfügung zu stellen.  
 
3. Vor Beginn der Aufstellung oder Montage müssen sich 
die für die Aufnahme der Arbeiten erforderlichen 
Beistellungen und Gegenstände an der Aufstellungs- oder 
Montagestelle befinden und alle Vorarbeiten vor Beginn des 
Aufbaues soweit fortgeschritten sein, dass die Aufstellung 
oder Montage vereinbarungsgemäß begonnen und ohne 
Unterbrechung durchgeführt werden kann. Anfuhrwege und 
der Aufstellungs- oder Montageplatz müssen geebnet und 
geräumt sein.  
 
4. Verzögern sich die Aufstellung, Montage oder 
Inbetriebnahme durch nicht vom Lieferer zu vertretende 
Umstände, so hat der Besteller in angemessenem Umfang 
die Kosten für Wartezeit und zusätzlich erforderliche Reisen 
des Lieferers oder des Montagepersonals zu tragen.  
 
5. Der Besteller hat dem Lieferer wöchentlich die Dauer der 
Arbeitszeit des Montagepersonals sowie die Beendigung 
der Aufstellung, Montage oder Inbetriebnahme 
unverzüglich zu bescheinigen.  
 
6. Verlangt der Lieferer nach Fertigstellung die Abnahme 
der Lieferung, so hat sie der Besteller innerhalb von zwei 
Wochen vorzunehmen. Geschieht dies nicht, so gilt die 
Abnahme als erfolgt. Die Abnahme gilt gleichfalls als erfolgt, 
wenn die Lieferung - gegebenenfalls nach Abschluss einer 
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vereinbarten Testphase - in Gebrauch genommen worden 
ist.  
 
VII. Entgegennahme  
 
Lieferungen sind, auch wenn sie unerhebliche Mängel 
aufweisen, vom Besteller entgegenzunehmen.  
 
VIII. Gewährleistung  
 
1. Der Verkäufer ist verpflichtet, nach Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen jeden die Gebrauchsfähigkeit 
beeinträchtigenden Mangel zu beheben, der auf einem 
Fehler der Konstruktion, des Materials oder der Ausführung 
beruht.  
 
2. Diese Verpflichtung besteht nur für solche Mängel, die 
während eines Zeitraums von 12 Monaten erkannt worden 
sind (im folgenden „Gewährleistungsfrist“ genannt).  
 
3. Bei Festlegung dieser Frist ist die normale Dauer des 
beabsichtigten Transports ausreichend zu berücksichtigen.  
 
4. Für einzelne ausdrücklich genannte Teile des 
Liefergegenstands (gleichgültig ob vom Verkäufer 
hergestellt oder nicht) können im Vertrag abweichende 
Fristen festgelegt werden.  
 
5. Die Gewährleistungsfrist beginnt mit dem Tage, an dem 
der Käufer vom Verkäufer schriftlich von der 
Versandbereitschaft des Liefergegenstands Kenntnis 
erhält. Verzögert sich der Versand, so verlängert sich die 
Gewährleistungsfrist um die Dauer der Verzögerung, so 
dass der Käufer voll in den Genuss der für die Erprobung 
des Liefergegenstands vorgesehenen Zeit kommt. Hat 
diese Verzögerung eine vom Willen des Verkäufers 
unabhängige Ursache, so ist die Verlängerung jedoch auf 
eine Anzahl von sechs (6) Monaten beschränkt.  
 
6. Für die auf Grund dieses Artikels gelieferten Ersatzteile 
oder reparierten Teile gelten die gleichen 
Gewährleistungsbedingungen wie für den ursprünglichen 
Liefergegenstand mit einer neuen Gewährleistungsfrist von 
sechs (6) Monaten. Für die anderen Teile des 
Liefergegenstands wird die Gewährleistungsfrist lediglich 
um die Zeit verlängert, während der der Liefergegenstand 
infolge eines unter diesen Artikel fallenden Mangels 
stillgelegen hat.  
 
7. Der Käufer kann sich auf diesen Artikel nur berufen, wenn 
er dem Verkäufer unverzüglich schriftlich die erkannten 
Mängel anzeigt. Er muss diesem jede Möglichkeit geben, 
diese Mängel festzustellen und zu beseitigen.  
 
8. Der Verkäufer muss auf diese Mitteilung hin den Mangel 
so schnell wie möglich und - abgesehen von den in Nr. 10 
dieses Artikels genannten Fällen - auf seine Kosten 
beheben. Sofern nicht der Mangel die Reparatur am 
Aufstellungsort bedingt, hat der Käufer dem Verkäufer die 
mangelhaften Teile zur Reparatur oder Ersatzleistung zu 
übersenden. In einem solchen Fall gilt die 
Gewährleistungspflicht des Verkäufers hinsichtlich des 
mangelhaften Teiles als erfüllt, wenn er dem Käufer den 
ordnungsgemäß reparierten Teil zurücksendet oder einen 
Ersatzteil liefert.  
 
9. Mangels abweichender Vereinbarung übernimmt der 
Käufer auf seine Kosten und Gefahr den Transport der 
mangelhaften Teile, der reparierten Teile oder Ersatzteile 
zwischen dem Aufstellungsort und einem der folgenden 
Orte:  
 
a) dem Werk des Verkäufers, wenn der Vertrag "ab Werk" 
oder "frei Frachtführer" geschlossen ist;  
 

b) dem Hafen, von dem aus der Verkäufer den 
Liefergegenstand versandt hat, wenn der Vertrag FOB, 
FAS, CIF oder CFR geschlossen ist;  
 
c) der Grenze des Landes, von dem aus der Verkäufer den 
Liefergegenstand versandt hat, in allen anderen Fällen. 10. 
Hat nach Nr. 9 dieses Artikels die Reparatur am 
Aufstellungsort zu erfolgen, so gelten für die Anwesenheit 
der Vertreter des Verkäufers die von den Parteien 
besonders zu vereinbarenden Bestimmungen.  
 
11. Die gemäß diesem Artikel ersetzten mangelhaften Teile 
stehen dem Verkäufer zur Verfügung.  
 
12. Weigert sich der Verkäufer, seiner Verpflichtung 
nachzukommen oder handelt er trotz Mahnung nicht mit der 
nötigen Eile, so kann der Käufer die notwendigen 
Reparaturen auf Kosten und Gefahr des Verkäufers 
vornehmen lassen; Voraussetzung ist jedoch, dass er dabei 
mit der notwendigen Sorgfalt verfährt.  
 
13. Die Gewährleistungspflicht des Verkäufers erstreckt 
sich nicht auf Mängel, die auf den vom Käufer gelieferten 
Materialien oder einer von ihm vorgeschriebenen 
Konstruktion beruhen.  
 
14. Die Gewährleistungspflicht des Verkäufers gilt nur für 
Mängel, die unter den vertraglich vorgesehenen 
Betriebsbedingungen und bei ordnungsgemäßem 
Gebrauch entstehen. Sie gilt nicht für Mängel, deren 
Ursache erst nach Gefahrübergang eingetreten ist. Sie gilt 
insbesondere nicht für Mängel, die beruhen auf: schlechter 
Instandhaltung, schlechter Aufstellung durch den Käufer, 
Änderungen ohne schriftliche Zustimmung des Verkäufers, 
schlecht ausgeführten Reparaturen durch den Käufer, 
normaler Abnutzung.  
 
15. Vom Zeitpunkt des Gefahrübergangs an übernimmt der 
Verkäufer keine weitergehende Haftung als in diesem 
Artikel bestimmt ist, auch nicht für Mängel, deren Ursache 
vor dem Gefahrübergang liegt. Es gilt als ausdrücklich 
vereinbart, dass der Verkäufer dem Käufer keinen 
Schadensersatz zu leisten hat für indirekte und/oder 
Folgeschäden wie z. B. für Verletzungen von Personen, für 
Schäden an Gütern die nicht Vertragsgegenstand sind, 
oder für Produktionsausfall und/oder Gewinnentgang, 
sofern sich nicht aus den Umständen des Einzelfalls ergibt, 
dass dem Verkäufer grobes Verschulden zur Last fällt.  
 
16. Grobes Verschulden liegt nicht in jedem Mangel an 
Sorgfalt oder Geschicklichkeit; grobes Verschulden liegt 
vielmehr nur vor, wenn ein Verkäufer schwerwiegende 
Folgen einer Handlung oder Unterlassung, die er bei 
Aufwendung fachmännischer Sorgfalt normalerweise hätte 
voraussehen müssen, außer Acht lässt oder wenn er 
bewusst die Folgen seiner Handlungsweise missachtet.  
 
IX. Gewerbliche Schutzrechte und Urheberrechte  
 
1. Sofern ein Dritter wegen der Verletzung eines 
gewerblichen Schutzrechtes oder Urheberrechtes (im 
Folgenden: Schutzrechte) durch vom Lieferer gelieferte, 
vertragsgemäß genutzte Produkte gegen den Besteller 
berechtigte Ansprüche erhebt, haftet der Lieferer 
gegenüber dem Besteller wie folgt:  
 
a) Der Lieferer wird nach seiner Wahl auf seine Kosten 
entweder ein Nutzungsrecht für das Produkt erwirken, das 
Produkt so ändern, dass das Schutzrecht nicht verletzt wird, 
oder das Produkt austauschen. Ist dies dem Lieferer nicht 
zu angemessenen Bedingungen möglich, hat er das 
Produkt gegen Erstattung des Kaufpreises 
zurückzunehmen.  
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b) Die vorstehend genannten Verpflichtungen des Lieferers 
bestehen nur dann, wenn der Besteller den Lieferer über die 
vom Dritten geltend gemachten Ansprüche unverzüglich 
schriftlich verständigt, eine Verletzung nicht anerkennt und 
dem Lieferer alle Abwehrmaßnahmen und 
Vergleichsverhandlungen vorbehalten bleiben. Stellt der 
Besteller die Nutzung des Produkts aus 
Schadensminderungs- oder sonstigen wichtigen Gründen 
ein, ist er verpflichtet, dem Dritten gegenüber darauf 
hinzuweisen, dass mit der Nutzungseinstellung kein 
Anerkenntnis einer Schutzrechtsverletzung verbunden ist.  
 
2. Ansprüche des Bestellers sind ausgeschlossen, soweit 
er die Schutzrechtsverletzung zu vertreten hat.  
 
3. Ansprüche des Bestellers sind ferner ausgeschlossen, 
soweit die Schutzrechtsverletzung durch spezielle 
Vorgaben des Bestellers, durch eine vom Lieferer nicht 
voraussehbare Anwendung oder dadurch verursacht wird, 
dass das Produkt vom Besteller verändert oder zusammen 
mit nicht vom Lieferer gelieferten Produkten eingesetzt wird.  
 
4. Weitergehende Ansprüche gegen den Lieferer sind 
ausgeschlossen; Art. Xl (Sonstige Haftung) bleibt jedoch 
ebenso unberührt wie das Recht des Bestellers zum 
Rücktritt vom Vertrag.  
 
X. Unmöglichkeit, Vertragsanpassung  
 
Wird dem Lieferer die ihm obliegende Lieferung aus einem 
von ihm zu vertretenden Grunde unmöglich, ist der Besteller 
berechtigt, Schadensersatz zu verlangen. Jedoch 
beschränkt sich der Schadensersatzanspruch des 
Bestellers auf 10 % des Wertes desjenigen Teils der 
Lieferung, der wegen der Unmöglichkeit nicht in 
zweckdienlichen Betrieb genommen werden kann. Dies gilt 
nicht, soweit in Fällen des Vorsatzes, der groben 
Fahrlässigkeit oder des anfänglichen Unvermögens 
zwingend gehaftet wird; eine Änderung der Beweislast zum 
Nachteil des Bestellers ist hiermit nicht verbunden. Das 
Recht des Bestellers zum Rücktritt vom Vertrag bleibt 
unberührt.  
 
XI. Sonstige Haftung  
 
Schadensersatzansprüche des Bestellers, gleich aus 
welchem Rechtsgrund, insbesondere aus positiver 
Forderungsverletzung, aus der Verletzung von Pflichten bei 
Vertragsverhandlungen und aus unerlaubter Handlung, 
sind ausgeschlossen. Dies gilt nicht, soweit z.B. nach dem 
Produkthaftungsgesetz oder in Fällen des Vorsatzes, der 
groben Fahrlässigkeit, des Fehlens zugesicherter 
Eigenschaften oder der Verletzung wesentlicher 
Vertragspflichten zwingend gehaftet wird. Der 
Schadensersatz für die Verletzung wesentlicher 
Vertragspflichten ist jedoch auf den vertragstypischen, 
vorhersehbaren Schaden begrenzt, soweit nicht Vorsatz 
oder grobe Fahrlässigkeit vorliegt. Eine Änderung der 
Beweislast zum Nachteil des Bestellers ist mit den 
vorstehenden Regelungen nicht verbunden.  
 
XII. Gerichtsstand  
 
1. Alleiniger Gerichtsstand ist, wenn der Besteller 
Vollkaufmann ist, bei allen aus dem Vertragsverhältnis 
mittelbar oder unmittelbar sich ergebenden Streitigkeiten 
nach Wahl des Lieferers der Hauptsitz oder die 
Niederlassung des Lieferers.  
 
2. Für die vertraglichen Beziehungen gilt deutsches Recht 
unter Ausschluss des Übereinkommens der Vereinten 
Nationen über Verträge über den internationalen 
Warenkauf (CISG). 
 
 

XIII. Verbindlichkeit des Vertrages  
 
Der Vertrag bleibt auch bei rechtlicher Unwirksamkeit 
einzelner Punkte in seinen übrigen Teilen verbindlich. Das 
gilt nicht, wenn das Festhalten an dem Vertrag eine 
unzumutbare Härte für eine Partei darstellen würde.  
 
XIV. Force Majeure  
 
1. Folgende Umstände gelten als Entlastungsgründe, falls 
sie nach Abschluss des Vertrags eintreten und seiner 
Erfüllung im Wege stehen: Arbeitskonflikte und alle vom 
Parteiwillen unabhängigen Umstände wie z.B. 
Naturkatastrophen, Brand, Beschlagnahme, Embargo und 
Sanktionen, Beschränkung des Devisentransfers, Krieg, 
Bürgerkrieg, Mobilisierung und Aufstand, allgemeiner 
Mangel an Versorgungsgütern, Einschränkungen der 
Energieversorgung. Zudem gelten ebenso als Force 
Majeure Epidemien sowie Reisewarnungen des Deutschen 
Auswärtigen Amtes oder von staatlichen Behörden des 
Landes, in dem der Kunde ansässig ist, oder von staatlichen 
Behörden dritter Länder, die für die Durchführung des 
Vertrags relevant sind. 
 
2. Die Partei, die sich auf einen der obengenannten 
Umstände beruft, hat die andere Partei von seinem 
Eintreten und seinem Wegfall unverzüglich schriftlich in 
Kenntnis zu setzen.  
 
3. Die Folgen dieser Umstände hinsichtlich der Frist für die 
Erfüllung der Parteiverpflichtungen sind in Artikel IV. 
bestimmt. Machen diese Umstände jedoch die 
Vertragserfüllung in angemessener Frist unmöglich, so hat 
- unbeschadet Artikel IV Nr. 5 - jede Partei das Recht, sich 
durch einfache schriftliche Mitteilung (ohne gerichtliche 
Mitwirkung) vom Vertrag loszusagen.  
 
4. Im Falle der Auflösung des Vertrags gemäß Nr. 3 dieses 
Artikels werden sich die Parteien über die Verteilung der für 
seine Ausführung bereits entstandenen Kosten im Wege 
gütlichen Einvernehmens verständigen.  
 
5. Wird ein gütliches Einvernehmen nicht erzielt, so obliegt 
es einem Schiedsgericht zu entscheiden, welche Partei an 
der Erfüllung ihrer Verpflichtungen verhindert wurde; diese 
Partei hat dann die gesamten Kosten zu tragen. Trifft diese 
Verpflichtung den Käufer, hat er aber schon vor 
Vertragsauflösung an den Verkäufer mehr gezahlt, als 
dessen Aufwendungen betragen, so hat er Anspruch auf 
Rückzahlung des Mehrbetrags. Entscheidet das 
Schiedsgericht, dass beide Parteien an der Erfüllung ihrer 
Verpflichtungen verhindert wurden, so verteilt es die Kosten 
unter Berücksichtigung aller Umstände des Falles nach 
billigem Ermessen.  
 
6. Unter "Kosten" im Sinne dieses Artikels sind die 
angemessenen, tatsächlichen Aufwendungen zu 
verstehen; jede Partei hat dafür zu sorgen, dass ihr Verlust 
in möglichst engen Grenzen bleibt; soweit jedoch eine 
Lieferung an den Käufer erfolgt ist, gilt als Aufwendung des 
Verkäufers der Teil des Vertragspreises, der dieser 
Lieferung entspricht.  
 
 


